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Tiergesundheitsrechtliche Allgemeinverfügung vom 12.08.2024  

zur Erkennung und Vorbeugung der Einschleppung sowie zur 
Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest (ASP)   

für Liegenschaften der Bundeswehr im Zuständigkeitsbereich der 
Überwachungsstelle für öffentlich-rechtliche Aufgaben des 

Sanitätsdienstes der Bundeswehr Süd Abteilung III Veterinärwesen 
 
 
Aufgrund Art. 3 lit. b VO (EU) 2023/594 i.V.m. Art. 63 ff. VO (EU) 2020/687 i.V.m. Art. 
70 Abs. 1 lit. b, 61 ff. VO (EU) 2016/429 i.V.m. Art. 71 Abs. 1 VO (EU) 2016/429, § 14d 
SchwPestV vom 8. Juli 2020 (BGBl. I S. 1605), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 6. November 2020 geändert worden ist, ergeht folgende 
 
 

Allgemeinverfügung: 
 

I. 
Geltungsbereich 

 
Zum Schutz gegen die Afrikanische Schweinepest  (ASP) bei Schweinen wird das 
gesamte Gelände der Bildungszentrum der Bundeswehr (BiZBw) Mannheim, 
Seckenheimer Landstraße 12, 68163 Mannheim als infizierte Zone festgelegt. 

 
Die kartographische Darstellung der Liegenschaft BiZBw Mannheim und damit des 
Geltungsbereiches der Anordnungen ist der Abbildung im Anlage zu entnehmen.  

 
II.  

Anordnungen für die oben genannte Liegenschaft: 
 

Zur Erkennung und Vorbeugung der Einschleppung der Afrikanischen Schweinepest bei 
Wildschweinen haben die zuständigen Jagdausübungsberechtigten für o.g. Gebiet: 
 

1 jedes verendet aufgefundene Wildschwein und krankheitsauffällig erlegte 
Wildschwein unverzüglich unter Angabe des Fundortes/Erlegeortes der 
Überwachungsstelle für öffentlich-rechtliche Aufgaben des Sanitätsdienstes 
der Bundeswehr Süd Abteilung III Veterinärwesen (ÜbwSt ÖRA Süd Abt III 
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VetWes) telefonisch unter der Nummer 089 1249 6677 und elektronisch unter  
uebwstoerasuedabtiiivetwes@bundeswehr.org anzuzeigen, 
 

2 von jedem verendet aufgefundenem oder erlegten Wildschwein unverzüglich 
eine EDTA-Blutprobe zur Untersuchung auf Afrikanische Schweinepest zu 
entnehmen, diese Probe ist zu kennzeichnen und zusammen mit dem 
ausgefüllten Begleitschein zur virologischen und serologischen Untersuchung 
auf Afrikanische Schweinepest dem Zentralen Institut des Sanitätsdienstes der 
Bundeswehr Kiel (ZInstSanBw Kiel) Abteilung C Tiergesundheit, Kopperpahler 
Allee 120, 24119 Kronshagen zuzuführen (telefonische Absprachen per 0431-
5409-1687) sowie die Georeferenzdaten des Fund- bzw. Erlegungsortes zu 
übermitteln.  
Probenentnahmematerial kann durch das ZInstSanBw Kiel auf Anfrage 
bereitgestellt werden. Die Kennzeichnung, Probenahme, Bergung und 
unschädliche Beseitigung ist ausschließlich durch geschultes und autorisiertes 
Personal durchzuführen. 

 
3 Es gilt ein Jagdverbot. Auf Anordnung ÜbwSt Süd Abt III haben 

Jagdausübungsberechtigte in Rücksprache mit ÜbwSt Süd Abt III eine 
Fallwildsuche durchzuführen. Wird eine Suche von durch die ÜbwSt Süd Abt 
III benannten Personen durchgeführt, haben die Jagdausübungsberechtigten 
dies zu dulden und mitzuwirken. 
 

4 Für das gesamte Gebiet der infizierten Zone in den Liegenschaften der 
Bundeswehr wird eine Leinenpflicht für Hunde angeordnet. Eingebrachte 
Privathunde sind nur beaufsichtigt und angeleint in der Liegenschaft 
auszuführen.  
 

III.  
Anordnung der sofortigen Vollziehung 

 
Die sofortige Vollziehung der Ziffern II 1 bis II 4 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß 
§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet, sofern die sofortige Vollziehung nicht bereits kraft 
Gesetzes, gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 3 VwGO i. V. m. § 37 TierGesG, gilt.  
 

IV. 
Zuständigkeit 

 
Die Anordnung der Maßnahmen obliegt der ÜbwSt Süd Abt III. 

 
V.  

Inkrafttreten und zeitliche Befristung 
 

Diese Allgemeinverfügung tritt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag in 
Kraft und gilt bis auf Widerruf. 
 

VI.  
Kostenentscheidung 

 
Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben. 
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VII.  
Begründung: 

 
1. Sachverhalt 
Bei der Afrikanischen Schweinepest (ASP) handelt es sich um eine virusbedingte, 
hochansteckende und schwerwiegende Allgemeinerkrankung der Haus- und 
Wildschweine. 
Sie ist in vielen Ländern verbreitet und in ihrer klassischen Verlaufsform durch eine hohe 
Sterblichkeitsrate gekennzeichnet. Hauptüberträger der Seuche sind virusausscheidende 
Schweine.  
Das Auftreten der ASP kann auf Grund der klinischen Symptome, der Leistungseinbußen 
und hoher Tierverluste in den betroffenen Betrieben zu großen wirtschaftlichen Schäden 
führen. Die strengen Handelsbeschränkungen, die auf Grund des Auftretens der 
Afrikanischen Schweinepest jedoch auch für die umliegenden, nicht von der Krankheit 
betroffenen Betriebe verhängt werden, führen zu großen wirtschaftlichen Verlusten für 
die gesamte Region. 
Für Liegenschaften der Bundeswehr würden Nutzungseinschränkungen die Folge sein, 
welche insbesondere in Bezug auf Truppenübungsplätze gravierende, militärisch 
gesehen inakzeptable Folgen für die Auftragserfüllung der Streitkräfte hätte. 
Die frühzeitige Erkennung eines Falles von Afrikanischer Schweinepest sowie die 
Einleitung von Maßnahmen im Falle des Ausbruches der Afrikanischen Schweinepest 
sind daher von essentieller Bedeutung um mit tierseuchenrechtlichen Maßnahmen die 
Ausbreitung zu verhindern und die Nutzungseinschränkungen zu minimalisieren. 
 
Am Freitag, 9. August 2024, hat das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) als nationales 
Referenzlabor den positiven Befund eines mit der Afrikanischen Schweinepest (ASP) 
infizierten Wildschweines im Rhein-Neckar-Kreis bestätigt. Aufgrund der Nähe zu 
Mannheim liegt nun das gesamte Stadtgebiet in der „infizierten Zone“. Mit einer 
Allgemeinverfügung vom 12. August 2024 (Anhang) hat die Stadt Mannheim 
Maßnahmen veröffentlicht, mit denen die Ausbreitung der ASP verhindert werden soll. 
In Anlehnung an die entsprechende Allgemeinverfügungen des Rhein-Neckar-Kreis und 
der Stadt Mannheim werden mit der vorliegenden Allgemeinverfügung analoge 
Maßnahmen zum Schutz vor der ASP für Liegenschaften der Bw in diesem Gebiet 
angeordnet. 
 
Diese Allgemeinverfügung erfolgt, um die Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest 
frühzeitig zu erkennen und damit den Eintritt der negativen Folgen und Schäden zu 
minimieren bzw. zu verhindern. Der Erlass der Allgemeinverfügung liegt damit im 
Interesse der Öffentlichkeit. 
 
2. Rechtliche Würdigung 
Aufgrund § 28 Abs. 1 TierGesG i. V. m. der Allgemeinen Regelung (AR)  A-843/1 
„Tiergesundheit“ und der Nr. 204 der AR A1-843/6-4000 „Tierseuchenbekämpfung“ 
obliegt im Bereich der Bundeswehr die Durchführung dieses Gesetzes und der aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften den zuständigen Stellen der Bundeswehr. 
Für den Wehrbereich Süd ist aufgrund der Bestimmungen über die Durchführung des 
Tiergesundheitsgesetzes im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 
die ÜbwSt Süd Abt III die örtlich und sachlich zuständige Stelle.  
 
 
Zu I: Geltungsbereich: 
Die Anordnung beruht auf Artikel 70 Abs. 1 Buchst. b i.V.m. Abs. 2 und Art. 60 Buchst. b 
und Art. 64 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/429 des europäischen Parlaments und des 
Rates i.V. mit Kapitel II, Artikel 3 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 der 
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Kommission vom 16. März 2023 und Artikel 63 der Delegierten Verordnung (EU) 
2020/687 der Kommission.  
Ist der Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei einem Wildschwein amtlich 
festgestellt, so kann die zuständige Behörde um die Abschuss- oder Fundstelle eine 
Infizierte Zone festlegen. Hierbei berücksichtigt die zuständige Behörde die nach 
Artikel 63 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 der Kommission sowie die nach 
Artikel 64 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/429 relevanten Faktoren.  
 
Art. 170 Abs.1 VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 70Abs. 1, lit. b) und § 3a S. 1 Nr.2 - 5 der 
Verordnung zum Schutz gegen die Schweinepest und die Afrikanische Schweinepest 
(Schweinepest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juli 2020 (BGBl. 
I S. 1605), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 6. November 2020 (BAnz AT 
09.11.2020 V1) geändert worden ist, ermöglichen der zuständigen Behörde die 
Anordnung von Maßnahmen zur Vorbeugung der Einschleppung bzw. zur 
Früherkennung der Afrikanischen Schweinepest für ein jeweils von ihr bestimmtes 
Gebiet.  

Dieses Gebiet ist das Gelände des BiZBw Mannheim, Seckenheimer Landstraße 12, 
68163 Mannheim. 

Zu II. 1-4 Anordnungen 
Nach Art. 70 Abs. 1 lit. b) i. V. m. Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/429 und § 3a S. 1 Nr. 
1-5 der Verordnung zum Schutz gegen die Schweinepest und die Afrikanische 
Schweinepest (Schweinepest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. 
Juli 2020 (BGBl. I. S. 1605), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 6. November 
2020 (BAnz AT 09.11.2020 V1) geändert worden ist kann die zuständige Behörde beim 
Auftreten einer gelisteten Seuche bei wildlebenden Tieren alle sonstigen erforderlichen 
Maßnahmen anordnen, um die weitere Ausbreitung der Seuche zu verhindern. 
Die Anordnungen, wie die unverzügliche Anzeige von verendet aufgefundenen 
Wildschweinkadavern und krankheitsauffällig erlegten Wildschweinen sowie die 
Kennzeichnung jedes erlegten bzw. verendet aufgefundenen Wildschweins, deren 
Beprobung und Zuführung zur virologischen Untersuchung ist als mildestes Mittel, 
unerlässlich und angemessen, um die zur Feststellung einer Infektion mit der 
Afrikanischen Schweinepest notwendigen Untersuchungen durchzuführen und den 
Eintrag der Afrikanischen Schweinepest in die heimische Wildschweinpopulation 
möglichst frühzeitig erkennen zu können.  
 

Begründung im Einzelnen 

Zu II. Nr. 1 Anzeigepflicht:  
Die Anordnung der Anzeige beruht auf Art. 70 Abs. 1 b) der VO (EU) 2016/429. i.V. m. 
Art. 64 Abs. 2 a) VO (EU) 2020/687 i. V. m. § 3a Nr. 5 a) sowie § 14 e Abs. 1 Nr. 1 d) aa) 
SchwPestV  
 
Zu II. Nr. 2 Probenahme  
Probenahme erlegter Wildschweine: Art. 70 Abs. 1, lit. b) VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 3a 
Nr. 3 SchwPestV, 
Probenahme verendet aufgefundener Wildschweine: Art. 70 Abs. 1, lit. b) VO (EU) 
2016/429 i. V. m. § 3a Nr. 5 a) SchwPestV 
 
Zu II. Nr. 3 Jagdverbot und Fallwildsuche:  
Die Anordnung der vollständigen Jagduntersagung beruht auf Art. 70 Abs. 1 b) der VO 
(EU) 2016/429. i.V. m. Art. 64 Abs. 2 a) VO (EU) 2020/687 i. V. m. §§ 14 d Abs. 6, 14 a Abs. 
10 SchwPestV 
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Die Anordnung der Fallwildsuche beruht auf Art. 70 Abs. 1 b) der VO (EU) 2016/429. i.V. 
m. Art. 65 lit. b) VO (EU) 2020/687 i. V. m. Art. 64 Abs. 2 a) VO (EU) 2020/687 i. V. m. § 
14 d Abs. 5 b sowie § 3a Nr. 1 a) SchwPestV 
 
Zu II. Nr. 4 Leinenpflicht, Hunde:  
Die Anordnung beruht auf §14d Abs. 7 der SchwPestV i.V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a) 
der VO (EU) 2020/687 i.V. Art. 70 Abs. 1 Buchst. b), Abs. 2 mit Art. 65 Abs. 1 Buchst. i) 
der VO (EU) 2016/429  
 
Zu III. Sofortige Vollziehung:  
Nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO kann die sofortige Vollziehung im besonderen öffentlichen 
Interesse angeordnet werden. Die Voraussetzung liegt hier vor, da die Ausbreitung der 
ASP und somit die Gefahr von tiergesundheitlichen wie auch wirtschaftlichen Folgen 
sofort unterbunden werden muss. Die Gefahr der Weiterverbreitung der Seuche und der 
damit verbundene wirtschaftliche Schaden sind höher einzuschätzen als persönliche 
Interessen an der aufschiebenden Wirkung als Folge eines eingelegten Rechtsbehelfs. 
Die aufschiebende Wirkung der Anfechtung der angeordneten eilbedürftigen 
Maßnahmen würde bedeuten, dass gegebenenfalls (im Falle einer Anfechtung) eine 
wirksame Bekämpfung der Tierseuche nicht mehr gewährleistet wäre. Die angeordneten 
Maßnahmen dienen damit dem Schutz sehr hoher Rechtsgüter.  
 
Zu IV. Zuständigkeit: 
Siehe VII. 2. Absatz 1 der rechtlichen Würdigung 
 
Zu V. Inkrafttreten und zeitliche Befristung:  
Diese Allgemeinverfügung tritt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag in Kraft. 
Nach § 41 Abs. 3 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) darf eine 
Allgemeinverfügung auch dann öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine 
Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich ist.  
Gemäß § 41 Abs. 4 Satz 3 VwVfG gilt bei öffentlicher Bekanntgabe eines 
Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als 
bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann ein hiervon abweichender Tag, 
jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. 
Aufgrund der Eilbedürftigkeit wurde von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht und das 
Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung einen Tag nach der ortsüblichen 
Bekanntmachung angeordnet und gilt bis auf Wiederruf. 
 
Zu VI. Kostenentscheidung: 
Die Kostentscheidung beruht auf Artikel 13 des Gesetzes zur Ausführung des 
Tiergesundheitsgesetzes. 
 
Rechtsgrundlagen: 

• Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. 
März 2016 zu Tierseuchen und zur Änderung und Aufhebung einiger 
Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“)  

• Tiergesundheitsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2018 (BGBl. I S. 1938), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2852) geändert worden ist 

• Verordnung zum Schutz gegen die Schweinepest und die Afrikanische 
Schweinepest (Schweinepest-Verordnung) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Juli 2020 (BGBl. I S. 1605), die zuletzt durch Artikel 1 
der Verordnung vom 6. November 2020 (BAnz AT 09.11.2020 V1) geändert 
worden ist  
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• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 4. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 344) geändert worden ist 

• Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist 

• Bundesjagdgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 
1976 (BGBl. I S. 2849), das zuletzt durch Artikel 291 der Verordnung vom 19. 
Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist  
 

Dienstvorschriften: 
• Allgemeine Regelung A-843/1 Tiergesundheit, gültig seit 26.08.2021  
• Allgemeine Regelung A1-843/6-4000 Tierseuchenbekämpfung gültig seit 

14.07.2021 
• Allgemeine Regelung A-840/12 Öffentlich- Rechtliche Aufgaben in der 

Gesundheitsversorgung der Bundeswehr, gültig seit 09.06.2021 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 
bei der Überwachungsstelle für öffentlich-rechtliche Aufgaben des Sanitätsdienstes der 
Bundeswehr Süd Abteilung III Veterinärwesen, Dachauer Straße 128, 80637 München 
oder beim Kommando Sanitätsdienst der Bundeswehr – Abteilung IV Veterinärwesen-, 
von-Kuhl-Straße 50, 56070 KOBLENZ erhoben werden.   
 

Hinweise: 
Gemäß § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 3. und Nr. 4 VwGO hat der Widerspruch keine aufschiebende 
Wirkung. Daher sind trotz eines eingelegten Widerspruchs die in der 
Allgemeinverfügung benannten Verpflichtungen unverzüglich zu befolgen. 
Gemäß § 80 Abs. 5 der VwGO kann das Verwaltungsgericht München im Falle des § 37 
des TierGesG die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anordnen und im Falle des 
§ 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 der VwGO ganz oder teilweise wiederherstellen. 
Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen diese Allgemeinverfügung 
können gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 3 und 4 TierGesG i.V.m. § 25 Schweinepest-Verordnung 
als Ordnungswidrigkeit geahndet werden und mit einer Geldbuße bis zu 30.000,00 € 
belegt werden. 
 
 
München, den 16.08.2024 
 
 
 
 
Dr. Zoltán Bajtay 
Oberfeldveterinär 
Fachtierarzt für öffentliches Veterinärwesen 
 
 
 
Verteiler:     
Im Intranet und Internet über PIZ Sanitätsdienst 
KasKdt Mannheim BiZBw 
Jagdausübungsberechtigte Mannheim/Neuostheim über KasKdt Mannheim BiZBw 
BwDLZ Bruchsal OBM Mannheim 
Standortältester Bereich Mannheim 
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Anlage: 

 

Abbildung 1: Kartographische Übersicht BiZBw Mannheim (rot umrandetes Gebiet) 

 

Anhang:   Allgemeinverfügung der Stadt Mannheim zur Gebietsfestlegung der infizierten Zone und 
Festlegung der Seuchenbekämpfungsmaßnahmen innerhalb dieser Restriktionszone betreffend die 
Afrikanische Schweinepest sowie zur Aufhebung der Allgemeinverfügung der Stadt Mannheim zur 
Gebietsfestlegung der Pufferzone nach der Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen 
(„Tiergesundheitsrecht“), der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882, der Delegierten Verordnung (EU) 
2020/687 sowie der Schweinepest-Verordnung vom 12.08.2024 

 

 
nachrichtlich: 
LKdo BW 
Kdo SanDstBw UA IV 
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Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen 
 
 
 


Allgemeinverfügung der Stadt Mannheim 
zur Gebietsfestlegung der infizierten Zone und Festlegung der Seuchenbekämp-


fungsmaßnahmen innerhalb dieser Restriktionszone betreffend die Afrikanische 


Schweinepest sowie zur Aufhebung der Allgemeinverfügung der Stadt Mannheim 


zur Gebietsfestlegung der Pufferzone 


 nach der Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen („Tiergesundheitsrecht“), der 


Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882, der Delegierten Verordnung (EU) 


2020/687 sowie der Schweinepest-Verordnung 


 


 
Aufgrund Art. 3 lit. b VO (EU) 594/2023 i.V.m. Art. 63 ff. VO (EU) 687/2020 i.V.m. Art. 70 
Abs. 1 lit. b, 61 ff. VO (EU) 429/2016 i.V.m. Art. 71 Abs. 1 VO (EU) 429/2016, § 14d Sch-
PestV vom 8. Juli 2020 (BGBl. I S. 1605), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 6. 
November 2020 geändert worden ist, ergeht folgende 
 


Allgemeinverfügung: 
 


I. 
1. Die Allgemeinverfügung zur Gebietsfestlegung der Pufferzone und Festlegung der Seu-
chenbekämpfungsmaßnahmen innerhalb dieser Restriktionszone betreffend die Afrikani-
sche Schweinepest der Stadt Mannheim vom 01.08.2024 wird aufgehoben. 
 
2. Die Allgemeinverfügung zur Gebietsfestlegung der infizierten Zone und Festlegung der 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen innerhalb dieser Restriktionszone betreffend die Afrika-
nische Schweinepest der Stadt Mannheim vom 01.08.2024 wird aufgehoben und durch 
diese Allgemeinverfügung ersetzt. 
 
3. Zum Schutz gegen die Afrikanische Schweinepest bei Wildschweinen (ASP) wird fol-
gende infizierte Zone festgelegt: 
 


3.1. Die infizierte Zone betrifft das gesamte Gebiet des Stadtkreises Mannheim.  
 
 


II. 
 
1. In der infizierten Zone gelten folgende Anordnungen: 


 
1.1. Allgemeine Maßnahmen 
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1.1.1. Das Verbringen von lebenden Wildschweinen innerhalb und aus der in-
fizierten Zone heraus ist verboten. 
 


1.1.2. Das Verbringen von in der infizierten Zone erlegten Wildschweinen bzw. 
von frischem Wildschweinefleisch, Wildschweinefleischerzeugnissen und 
sonstigen Neben- und Folgeprodukten aus der infizierten Zone innerhalb und 
aus der infizierten Zone heraus ist verboten. 
 


1.1.3. Für das gesamte Gebiet der infizierten Zone wird eine Leinenpflicht für 
Hunde angeordnet. Davon ausgenommen sind Gebiete, die zusammenhän-
gend bebaut sind. Die Anordnung gilt nicht für Kadaversuchhunde, brauchbare 
Jagdhunde auf der Nachsuche gemäß Ziff. 1.2.1 a) dieser Verfügung und die 
Ausbildung von Jagdhunden gemäß Ziff. 1.2.1 e).  


 
1.1.4. Veranstaltungen mit Schweinen sind in der infizierten Zone untersagt 


(z.B. Messen, Versteigerungen usw.). 
 


1.1.5.  Grundstückseigentümer und Grundstücksbesitzer haben das Betreten 
ihrer Grundstücke in der freien Landschaft und in den unmittelbar daran an-
grenzenden Bereichen in Ortslagen durch  


 
a) Beauftragte der Veterinärbehörde und diese begleitende, waffentragende 


Personen zum Zwecke der Suche von Kadavern von Wildschweinen mit 
Suchhunden oder  
 


b) beauftragte Personen der Veterinärbehörde, die Drohnen zu diesem Zweck 
steuern oder 


 
c) Beauftragte der Veterinärbehörde zum Zwecke der Bergung und Beprobung 


von Kadavern von Wildschweinen 
 
zu dulden. 


 
1.1.6. Radfahren, Reiten, Fußgängerverkehr und das Fahren mit Kranken-


fahrstühlen ist im Waldgebiet der in Ziffer I 3.1. bestimmten infizierten Zone zu 
Zwecken der Erholung ausschließlich auf befestigten Waldwegen oder ge-
kennzeichneten Rad-, Reit- und Wanderwegen gestattet, die von Waldbesitze-
rinnen und Waldbesitzern oder mit deren Zustimmung angelegt oder gekenn-
zeichnet wurden. Die Nutzung von Mountain-Bike-Trails ist in der in Ziffer I 3.1. 
bestimmten Zone untersagt. 
 


 
1.1.7. Im gesamten Gebiet der in Ziffer I 3.1. bestimmten infizierten Zone sind 


Geocaching und andere Formen der Schnitzeljagd verboten. Davon ausge-
nommen sind Gebiete, die zusammenhängend bebaut sind. 
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1.1.8. Zur Verhinderung der Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest 
werden in der infizierten Zone Zäune errichtet; diese können mobil oder fest 
sein. Die Errichtung von mobilen und festen Zäunen in der infizierten Zone ist 
für die Dauer der Geltung dieser Allgemeinverfügung von Grundeigentümern, 
Nutzungsberechtigten und Personen, die so am Durchgang gehindert werden, 
zu dulden. Durchlässe und Tore sind immer geschlossen zu halten und nach 
Verwendung immer wieder unverzüglich zu verschließen.  


1.1.9. Im gesamten Gebiet der in Ziffer I 3.1. bestimmten infizierten Zone ist 
die Nutzung von Grillplätzen verboten. Davon ausgenommen sind Gebiete, die 
zusammenhängend bebaut sind. 


1.1.10. Veranstaltungen jeglicher Art außerhalb bebauter Ortslagen werden un-
tersagt. Auf Antrag kann eine Ausnahme unter Auflagen genehmigt werden. 
Der Antrag ist mindestens 4 Wochen vor dem beabsichtigten Veranstaltungs-
datum einzureichen. Dem Antrag ist ein Veranstaltungskonzept beizulegen, 
aus dem insbesondere hervorgeht, dass das Wegegebot eingehalten und die 
Tierseuchenbekämpfung dadurch nicht gefährdet wird. 


1.1.11. Der Betrieb und die Nutzung von Waldkindergärten bleibt erlaubt unter 
der Maßgabe, dass ein Aufenthalt nur im umfriedeten Gebiet sowie in den üb-
lichen Aufenthaltsbereichen stattfindet.  


1.1.12. Für die Forstwirtschaft werden reguläre, planmäßige Holzerntemaß-
nahmen sowie das Rücken von planmäßigen Holzeinschlägen untersagt. Er-
laubt bleiben die Abfuhr von bereits geschlagenem Holz, der Holzverkauf, Ver-
kehrssicherungsmaßnahmen und Kalamitätsnutzungen sowie das Rücken von 
Verkehrssicherungs- und Kalamitätshieben. 


1.1.13. Über die gesetzlich bestehenden Verbote hinaus ist es verboten, au-
ßerhalb geschlossener Räume Feuerwerkskörper im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 
4 SprengG sowie pyrotechnische Gegenstände für Bühne und Theater im 
Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 6 SprengG abzubrennen. Ebenso untersagt ist die 
Nutzung entsprechender Böllerschüsse o.ä.. 


 
 


 
1.2. Wildschweine / die Jagd betreffende Maßnahmen 


 
1.2.1. Es gilt ein grundsätzliches Jagdverbot. Davon ausgenommen sind: 


 
a) die Nachsuche von Unfallwild oder krankgeschossenem Wild, jeweils mit 


brauchbaren Jagdhunden oder Drohnen, 
 


b) das Ausbringen von Kirrmaterial und das Anlegen von Kirrstellen, jeweils 
nach näherer Bestimmung der Veterinärbehörde, 
 


c) die Anlage und der Einsatz von Saufängen nach näherer Bestimmung der 
Veterinärbehörde, 


 
d) das Erlösen von bei der Suche nach Kadavern gefundenem schwerkranken 


Wild im Rahmen des § 22a Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes sowie die Er-
legung von angreifenden oder erkennbar schwerkranken Wildschweinen 
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durch die jeweiligen Jagdausübungsberechtigten oder jeweiligen Inhaber 
von Jagderlaubnissen, sowie die bei der Kadaversuche tätigen Personen 
und diese begleitenden, waffenführenden Personen, die jeweils von der Ve-
terinärbehörde damit beauftragt wurden, 


 


e) die Ausbildung von Jagdhunden im Offenland mindestens 200m von 
Schwarzwildeinständen entfernt. 


 
1.2.2. Jedes verendet aufgefundene Wildschwein ist dem Veterinärdienst der Stadt 


Mannheim (E-Mail: veterinaerdienst@mannheim.de) unverzüglich, unter An-
gabe des genauen Fundortes (wenn möglich mit GPS-Daten) zu melden.  
 


1.2.3. Verendet aufgefundene Wildschweine oder deren Teile sowie Gegenstände, 
mit denen Wildschweine in Berührung gekommen sein können, dürfen nicht in 
einen Betrieb mit Schweinehaltung verbracht werden. 


 
1.3. Schweinehaltende Betriebe betreffende Maßnahmen 


 
1.3.1. Halter von Schweinen teilen dem Veterinärdienst der Stadt Mannheim (E-


Mail: veterinaerdienst@mannheim.de) unverzüglich  
 
a) die Anzahl der gehaltenen Schweine unter Angabe ihrer Nutzungsart und ih-
res Standorts, 
 
b) verendete oder erkrankte, insbesondere fieberhaft erkrankte Schweine 
 
mit. 
 


1.3.2. An den Ein- und Ausgängen jeder Schweinehaltung sind geeignete, jederzeit 
funktionsfähige Desinfektionsmöglichkeiten für Schuhwerk und Hände einzu-
richten. 
 


1.3.3. Futter und Einstreu sowie alle Gegenstände und Geräte, die mit Schweinen in 
Berührung kommen können, müssen für Wildschweine unzugänglich aufbe-
wahrt werden. 
 


1.3.4. Verendete und erkrankte, insbesondere fieberhaft erkrankte Schweine, bei de-
nen der Verdacht auf Afrikanische Schweinepest nicht ausgeschlossen werden 
kann, sind im Chemischen und Veterinäruntersuchungsamt Karlsruhe virolo-
gisch auf Afrikanische Schweinepest untersuchen zu lassen. 
 


1.3.5. Es ist verboten, Schweine aus Betrieben in der infizierten Zone zu verbringen. 
 


1.3.6. Schweine dürfen auf öffentlichen oder privaten Straßen nicht getrieben wer-
den. Das Treiben auf ausschließlich betrieblichen Wegen innerhalb eingezäun-
ter Areale ohne Nutzung öffentlicher oder nicht betrieblicher privater Wege ist 
zulässig.  



mailto:veterinaerdienst@mannheim.de

file://///ADSVDATA02/31/31.Grundsatz_OeA/2_Pressearbeit/2.10_ÖA_31.4/2.10.4_2024/ASP/240801_AV%20und%20Karte%20Restriktionszone/veterinaerdienst@mannheim.de
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1.3.7. Es ist verboten, Erzeugnisse, die von Schweinen gewonnen wurden, die in der 


infizierten Zone gehalten wurden, in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer zu 
verbringen. 
 


1.3.8. Samen, Eizellen und Embryonen, die zur künstlichen Fortpflanzung bestimmt 
sind, und von Schweinen stammen, die in der infizierten Zone gehalten wurden, 
dürfen nur innerhalb der infizierten Zone verbracht werden. 
 


1.3.9. Frisches Fleisch und Fleischerzeugnisse, einschließlich Tierdarmhüllen, das 
bzw. die von Schweinen gewonnen wurden, die in der infizierten Zone gehalten 
wurden, dürfen nur innerhalb dieser Zone verbracht werden. 
 


1.3.10. Hunde dürfen das Betriebsgelände nur unter Aufsicht verlassen.  
 


1.3.11. Tierische Nebenprodukte, einschließlich Gülle, die von in der infizier-
ten Zone gehaltenen Schweinen stammen, dürfen nur innerhalb dieser Zone 
verbracht werden 


 
 


III. 
 
Die unter Ziffer I. und II. getroffenen Anordnungen sind solange gültig, bis eine neue Allge-
meinverfügung zur Gebietsfestlegung der infizierten Zone und Festlegung der Seuchenbe-
kämpfungsmaßnahmen innerhalb dieser Restriktionszone betreffend die Afrikanische 
Schweinepest in Kraft tritt, längstens jedoch bis zum 10.02.2025. 
 


IV. 
 
1. Die sofortige Vollziehung der Regelungen unter I. und II. dieser Verfügung wird hiermit 


angeordnet. 
 


2. Die Verfügung gilt an dem auf die ortsübliche Bekanntmachung folgenden Tag als be-
kannt gegeben. 
 
 


 


Hinweis zur Bekanntmachung 


(1) Gemäß § 41 Abs. 4 S. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz Baden-Württemberg 


in Verbindung mit Satzung der Stadt Mannheim über öffentliche Bekanntmachungen 


vom 19.02.2002 wird diese Allgemeinverfügung im Internet unter https://www.mann-


heim.de/de/wirtschaft-entwickeln/oeffentliche-bekanntmachungen-aktuelle-planver-


fahren-vergaben/oeffentliche-bekanntmachungen veröffentlicht. 


 



https://www.mannheim.de/de/wirtschaft-entwickeln/oeffentliche-bekanntmachungen-aktuelle-planverfahren-vergaben/oeffentliche-bekanntmachungen

https://www.mannheim.de/de/wirtschaft-entwickeln/oeffentliche-bekanntmachungen-aktuelle-planverfahren-vergaben/oeffentliche-bekanntmachungen

https://www.mannheim.de/de/wirtschaft-entwickeln/oeffentliche-bekanntmachungen-aktuelle-planverfahren-vergaben/oeffentliche-bekanntmachungen
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(2) Die verkündete Allgemeinverfügung kann mit Begründung beim Fachbereich Sicher-


heit und Ordnung –Veterinärdienst -, Karl-Ludwig-Str. 28-30, 68165 Mannheim, kos-


tenlos während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 


 


 


Hinweis: 


Zuwiderhandlungen gegen diese Allgemeinverfügung können als Ordnungswidrigkeit ge-


ahndet werden. 


 


 
Rechtsbehelfsbelehrung 


Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-


spruch erhoben werden. Dieser Widerspruch ist bei der Stadt Mannheim, Fachbereich Si-


cherheit und Ordnung –Veterinärdienst -, Karl-Ludwig-Str. 28-30, 68165 Mannheim, schrift-


lich oder zur Niederschrift einzulegen. 


 


Mannheim, 12.08.2024 


 


Specht 


Oberbürgermeister 
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